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Allgemeines Verwaltungsrecht und Verwaltungskostenrecht
Lernfeld 3: Verwaltungsgerichtsbarkeit

Lernziele 3.4: Abstrakte Normenkontrolle

Lernziel laut Stoffgliederungsplan
Der Teilnehmer soll die Erfolgsaussichten der abstrakten Normenkontrolle nach § 47 VwGO kennen und verstehen. Das erfordert

1. Grundkenntnisse über die Zulässigkeit dieses Rechtsbehelfs, sowie

2. Grundkenntnisse über die Begründetheit dieses Rechtsbehelfs.
A. Zulässigkeit

	Verwaltungsrechtsweg


	§ 47 I VwGO: Das Oberverwaltungsgericht entscheidet im Rahmen seiner Gerichtsbarkeit auf Antrag über die Gültigkeit

1. von Satzungen, die nach den Vorschriften des Baugesetzbuchs erlassen worden sind, sowie von Rechtsverordnungen auf Grund des § 246 Abs. 2 des Baugesetzbuchs,

2. von anderen im Rang unter dem Landesgesetz stehenden Rechtsvorschriften, sofern das Landesrecht dies bestimmt.


	Prüfungsgegenstand

Beispiele:

· Bebauungspläne (§ 10 BauGB)

· Ergänzungssatzungen
(§ 34 IV BauGB)

· Sanierungssatzungen
(§ 142 III BauGB)

Beispiele:

· Gemeindliche Erschließungsbeitragssatzungen

· Kanalsatzungen

· Sondernutzungssatzungen

· Straßenreinigungsverordnungen

· Verordnungen über kommunale Gebietsänderungen
(Art. 12 I 2 GO)
	3. 

	Prüfungsmaßstab

Vereinbarkeit mit höherrangigem Recht:

· Grundgesetz

· Einfache Bundes-
und Landesgesetze

· Bundesverordnungen
	§ 47 III VwGO: Das Oberverwaltungsgericht prüft die Vereinbarkeit der Rechtsvorschrift mit Landesrecht nicht, soweit gesetzlich vorgesehen ist, dass die Rechtsvorschrift ausschließlich durch das Verfassungsgericht eines Landes nachprüfbar ist.


	Antragsberechtigung

Fallbeispiel: L. gg. Gemeinde. S.


	§ 47 II 1 VwGO: Den Antrag kann jede natürliche oder juristische Person, die geltend macht, durch die Rechtsvorschrift oder deren Anwendung in ihren Rechten verletzt zu sein oder in absehbarer Zeit verletzt zu werden, sowie jede Behörde innerhalb von zwei Jahren nach Bekanntmachung der Rechtsvorschrift stellen.

	Antragsfrist
	


B. Begründetheit

	Passivlegitimation
	§ 47 II 2 VwGO: Er [scil. der Antrag] ist gegen die Körperschaft, Anstalt oder Stiftung zu richten, welche die Rechtsvorschrift erlassen hat.

	Nichtigkeit der Norm:

· Formelle Rechtswidrigkeit

· Materielle Rechtswidrigkeit

Im Anwendungsbereich des § 215 a BauGB erklärt das Gericht die betroffene Satzung oder Verordnung nur bis zur Behebung der festgestellten Mängel für unwirksam, soweit diese durch ein „ergänzendes Verfahren“ behoben werden können.

Fallbeispiel: XY gg. Markt F.
	§ 47 V 2 VwGO: Kommt das Oberverwaltungsgericht zu der Überzeugung, dass die Rechtsvorschrift ungültig ist, so erklärt es sie für unwirksam; in diesem Fall ist die Entscheidung allgemein verbindlich und die Entscheidungsformel vom Antragsgegner ebenso zu veröffentlichen wie die Rechtsvorschrift bekannt zu machen wäre.


C. Literatur

· Lehmann, Peter: Allgemeines Verwaltungsrecht, München: Bayerische Verwaltungsschule, 2003 (Band 3), S. 152 – 153 (Nr. 16: Die abstrakte verwaltungsgerichtliche Normenkontrolle)
� 	Der bayerische Gesetzgeber hat von dieser Möglichkeit durch Art. 5 AGVwGO weitgehend Gebrauch gemacht.


� 	Nicht: Landesplanerische Beurteilungen, kommunale Mietspiegel e.a. Örtliche Bauvorschriften gemäß Art. 91 BayBO sind nur beschränkt der Normenkontrolle zugänglich; nach Art. 5 Satz 2 AGVwGO ist es erforderlich, dass der Antrag von einer Behörde gestellt wird und die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat.


� 	Grundrechte der Bayerischen Verfassung können deshalb nicht Prüfungsmaßstab im verwaltungsgerichtlichen Normenkontrollverfahren sein. Diese prüft im Rahmen des Popularklageverfahrens (Art. 98 Satz 4 BV, 55 VfGHG) ausschließlich der Bayerische Verfassungsgerichtshof.
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